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NOTSTANDSGEBIETE IN ENTWICKELTEN LÄNDERN

Wer sich der dynamischen K raft betcußt ist, d ie in einem wirtschaftlichen Gefälle zwischen 
zwei Gebieten sich nutzbringend auswirkt, sollte nicht erstaunt sein, wenn auch w ir noch 
von „Notstandsgebieten“ sprechen. Man muß sich nur imm er der R elativität der Begriffe 
bewußt werden. Auch in Räumen m it vorbildlicher Wirtschaftsordnung w ird es Gebiete 
geben, die dank ihrer natürlichen Gegebenheiten den größeren Wirtschaftserfolg auf weisen. 
Das läß t sich durch eine für den Raum gültige Wirtschaftspolitik nicht beseitigen. Die 
natürlichen Diskrepanzen auszugleichen und die Gebiete zu einem größeren wirtschaft­
lichen Wachstum fähig su machen, ist Aufgabe einer wohlverstandenen Raumordnungs­
politik. Um dieses Problem zu beleuchten, lassen w ir in den folgenden Abhandlungen die 
Maßnahmen in zw ei bedeutenden wirtschaftlichen Erfolgsräumen, die Bundesrepublik 
Deutschland und die USA, behandeln.

„Notstandsgebiete" in der Bundesrepublik
Dr. habil. Eridi|pittri(b, Bad Godesberg

RELATIVER BEGRIFF VON NOTSTANDSGEBIETEN

Die  erste Reaktion, wenn man den Titel ¿Notstands­
gebiete in der Bundesrepublik" liest, wird allge­

m eine Verwunderung sein. Gibt es dies denn heute 
bei lang dauernder Vollbesdiäftigung in der Bundes­
republik  überhaupt nodi? Der Zweifel wird nodi ver­
stärk t, wenn man sidi die Frage im Hinblidc auf die 
S tellung der Bundesrepublik in der Europäisdien W irt- 
sdiaftsgem einsdiaft stellt. Vor Jahren kam durdi Indis­
k retion  eine Arbeit in die öffentlidikeit, die im 
Sdioße der Kommission der Europäisdien W irtsdiafts­
gem einsdiaft in Brüssel entstanden war. Sie gliederte 
den gesamten Raum der 6 M itgliedstaaten der Euro­
päisd ien  W irtsdiaftsgem einsdiaft jeweils nada Pla­
nungsregionen, Provinzen und für die Bundesrepublik 
n ad i Ländern. Auf diesen regionalen Grundlagen 
w urde dann eine Klassifikation der sozioökonomisdien 
Räume — das w aren jene V erwaltungseinheiten bzw. 
die Länder der Bundesrepublik — nadi ihrem Pro- 
Kopf-Bruttoinlandprodukt zu Faktorkosten versudit. 
Das Ergebnis war für die räum lidie Gliederung der 
Bundesrepublik nadi Ländern so, daß Hamburg und 
Berlin im Pro-Kopf-Produktindex weitaus an der 
Spitze standen und nur Bayern, Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalz unter dem EW G-Durdisdinitt lagen. 
V on N otstandsgebieten in der Bundesrepublik konnte 
m an eigentlidi dann n id it mehr spredien.

A ber das ist zunädist natürlid i eine Frage des zu­
grunde gelegten räumlidien Maßstabes. Je  größer der 
Raum, um  so mehr verschwinden bei einer statisti­
schen A nalyse entsprechend dem Gesetz der großen 
Zahl die regionalen Besonderheiten, und es kommen

D urdisdinittsw erte zum Vorsdiein, die mögliche Not­
stände nicht mehr erkennen lassen. H ier liegt also die 
erste Schwierigkeit bei der Feststellung von Notstands­
gebieten: in der W ahl des regionalen Maßstabes.

Die zweite imd viel tiefer gehende Schwierigkeit liegt 
im Begriff selbst. W as heißt schon Notstand! Daß man 
hier nicht mit subjektiven W ertungen kommen kann, 
leuchtet ein. Es kann sich nicht darum handeln, was 
der Bürger X als Notstand empfindet. Der eine mag 
das einfache Leben, der andere meint, h ier läge ein 
Notstand vor. Auf soldie individuelle M aßstäbe kann 
sidi ein Versuch, N otstandsgebiete zu bestimmen, von 
vornherein n id it einlassen. Eine Feststellung derar­
tiger individueller Maßstäbe mag für andere Aufgaben 
nicht nur interessant, sondern auch notwendig sein. 
A ber es w äre ein müßiges Unterfangen, aus einer Un­
zahl subjektiver W ertungen eine herrschende Meinung 
zu gewinnen, um daraus dann zur Fixierung von Not­
standsgebieten zu kommen.

Also muß man nach einem objektiven Maßstab suchen. 
Dies wird man nur dann mit Aussicht auf Erfolg tun 
können, wenn man von Strukturvorstellungen ausgeht. 
Die Problematik der Notstandsgebiete gehört zur regio­
nalen Wirtschaftspolitik, d. h. in diesem Zusammen­
hang in den großen Bereidi der Raumordnungspolitik. 
Darüber braucht heute nicht mehr diskutiert zu werden, 
das ist inzwischen anerkannt worden. Raumordnungs­
politik und regionale W irtschaftspolitik decken sich 
dabei nicht vollständig. Zur Raumordnungspolitik ge­
hört vieles, was nicht regionale W irtschaftspolitik ist. 
Dodi über diese Fragen braucht hier nicht gesprochen 
zu werden. Raumordnungspolitik ist Strukturpolitik.
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D ittrid i: »N otstandsgebiete" in d e r B undesrepublik

DIE GRUNDSÄTZE DER RAUMORDNUNGSPOLITIK

Die Raumordnungspolitik stellt sich heute dar als ein 
Versuch, das Leitbild der sozialen Raumordnung zu 
verwirklichen. Auch hierüber besteht schon w eitge­
hende Übereinstimmung. Es handelt sich bei dem Leit­
bild um eine gesellschaftspolitische Realität. Das Leit­
bild der sozialen Raumordnung ist in verschiedenen 
Beiträgen erörtert worden, auf die hier nicht einge­
gangen w erden kann. Deren Ergebnisse sind im Sach­
verständigengutachten über die Raumordnung in der 
Bundesrepublik Deutschland, das Ende 1961 veröffent­
licht worden ist, zuletzt zusammengefaßt worden, und 
das zuständige Bundesressort, das Bundesministerium 
für W ohnungswesen, Städtebau und Raumordnung, 
hat kürzlich die in Beratung mit den anderen Bundes­
ressorts formulierten „Grundsätze für die raumbe­
deutsam en Maßnahmen des Bundes und ihre Koordi­
nierung" bekanntgegeben, die Richtlinien darstellen, 
die man aus dem Leitbild der sozialen Raumordnung 
gewonnen hat.

Diese „Grundsätze" sprechen nun gleich in den ersten 
Punkten das hier berührte Problem an. An sich zieht 
es sich durch die „Grundsätze“ hindurch, aber vor 
allem kommen folgende Ziffern von ihnen in Betracht:

„1. Die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im ge­
samten Bundesgebiet soll durch Abschwächung des 
regionalen Leistungsgefälles zwischen unterschied­
lich strukturierten Räumen angestrebt werden.

2. Raumstrukturellen M ängeln von allgemein w irt­
schaftlicher Bedeutung ist vor allem durch Hebung 
der W irtschaftskraft schwach strukturierter Gebiete 
entgegenzuwirken. Insbesondere soll die Stärkung 
der Leistungskraft des Zonenrandgebietes ange­
strebt werden.

3. Maßnahmen, die zu einer weiteren regionalen 
Konzentration von Menschen und W irtschaftskraft 
in Ballungsräumen führen können, müssen v er­
mieden werden.

4. Die A grarstruktur ist zu verbessern (Beseitigung 
der Flurzersplitterung, Schaffung gesunder Be­
triebsgrößenverhältnisse, Neuordnung der länd­
lichen Siedlungsstruktur, Aufforstung von Grenz- 
ertragsböden usw.). In den agrarischen Problem­
gebieten, in denen durch diese Maßnahmen ein 
ausreichendes Arbeitseinkommen nicht gewähr­
leistet ist, ist d ie  gewerbliche Struktur zu verbes­
sern. Ertragsreicher landwirtschaftlicher Boden soll 
der Landwirtschaft erhalten bleiben."

Mit diesen „Grundsätzen" ist die Problematik der 
N otstandsgebiete umgriffen worden. Zunächst ist zwar 
festzuhalten, das der Ausdruck „Notstandsgebiete“ 
nicht verw endet worden ist. Das ist einmal aus der 
eingangs skizzierten allgemeinen wirtschaftlichen Si­
tuation der Gegenwart verständlich. Zum anderen 
dürfte in den Formulierungen ein Fortschritt des Den­
kens über diese Fragen Ausdruck gefunden haben. Es 
w ird nämlich von schwach strukturierten Gebieten, 
von agrarischen Problemgebieten, von raum struktu­
rellen M ängeln gesprochen. Das ist zweifellos die für 
die Gegenwart angemessene Terminologie. Sie baut 
also den Problemkomplex in eine Strukturlehre ein. 
Sie schließt nicht aus, daß es Zeiten geben könnte, da

für solche schwach strukturierten  Gebiete zusätzlich 
der Ausdruck „Notstandsgebiete“ w ieder gebraucht 
w erden könnte, um die besondere Schwere und das 
Bedrängende der Strukturmängel noch mit Nachdruck 
zu betonen. Es soll damit auch nicht ausgeschlossen 
werden, daß es auch gegenw ärtig in  der Bundesrepu­
blik kleine Räume geben kann, für die man jetzt den 
Ausdruck „Notstandsgebiet" m it Recht verwenden 
würde.

W eiterhin ist aus den „Grundsätzen" zu entnehmen, 
daß die Problematik in das große Spannungsver­
hältnis Ballungsräume — schwach strukturierte Räume 
hineingestellt worden ist. Insbesondere die Polarität 
von industriell überdim ensionierten Ballungsräumen 
und agrarischen Problemgebieten w ird angesprochen.

Es steht nun immer noch die Frage offen: was sind 
schwach strukturierte Räume? Dazu ist zuerst zu sagen, 
daß diese Frage und damit auch ihre A ntwort keine 
rein ökonomische Angelegenheit ist. Die Raumord­
nungspolitik h a t zwar ihre ökonomischen Probleme 
und bedient sich auch, beispielsweise in der regionalen 
W irtschaftspolitik, ökonomisch bestimm ter Maßnah­
men, aber sie ist mehr als W irtschaftspolitik; denn 
die Raumordnung umfaßt allgemein das Verhältnis des 
Menschen zum Raume. Es kommen dabei Daten zur 
Behandlung, d ie  ökonomisch nicht radizierbar sind, 
w ie z. B. Erholungswesen, Erziehungswesen, kulturelle 
Daten usw.

DIE PRINZIPIEN DER SOZIALEN RAUMORDNUNG

Das Leitbild der sozialen Raumordnung besitzt drei 
konstitutive Prinzipien: Freiheit, sozialer Ausgleich, 
Sicherheit. Die Freiheit ist Ausgang und Grundlage. 
Aber für das h ier verhandelte Problem sind die beiden 
anderen Prinzipien von Bedeutung: sozialer Ausgleich 
und Sicherheit. Schwach strukturierte Räume sind von 
diesem Standpunkt aus zunächst einmal Räume, die 
den Prinzipien des sozialen Ausgleichs und der Sicher­
heit, w ie sie im Leitbild enthalten sind, nicht ent­
sprechen. Das muß im folgenden erläutert werden.

Die erwähnten „Grundsätze" des Bundesministeriums 
für W ohnungswesen, Städtebau imd Raumordnung be­
dienen sich gleich zu Anfang einer Vokabel aus dem 
Grundgesetz, indem sie von der Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse im gesam ten Bundesgebiet spre­
chen. Der Art. 72 (2) Ziff. 3 GG, in dem diese Stelle 
vorkommt, ist zwar nicht ein Raumordnungsartikel 
im strengsten Sinne. Er behandelt die Frage der Bun­
deszuständigkeit für ein bestimmtes Sachgebiet. Aber 
der Begriff der Rechts- und W irtschaftseinheit, insbe­
sondere der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
über das Gebiet eines Landes hinaus ist doch weiter, 
als daß e r  nur von der engeren Frage der konkur­
rierenden Bundeskompetenz aus gesehen werden 
könnte (Art. 72 GG in Verbindung mit Art. 74 GG). 
In ihm steckt das Prinzip des Ausgleichs überhaupt, 
und zwar in  einer regionalen Ausprägung, wie sie 
dem Leitbild der sozialen Raumordnung entspricht.
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D ittrid i: .N o tstandsgeb ie te“ in  der Bundesrepublik

G r u n d s a t z  d e s  A u s g l e i c h s

Wenn der raumordnungspolitisdi so w iditige Grund­
satz des Ausgleidis im Grundgesetz n id it in den en­
geren Raumordnungsartikeln Art. 75, Ziff. 4 bzw. A rt 29 
enthalten ist, so wird man davon auszugehen haben, 
daß zwisdien der Abfassung des Grundgesetzes 
(1948/49) im Parlam entarisdien Rat und der Gegen­
wart fast anderthalb Jahrzehnte verflossen sind, in 
denen sidi die Vorstellungen über das, was Raum­
ordnung und Raumordnungspolitik sind, erheblidi ver­
tieft und profiliert haben. V or allem ist dabei die 
kombinierende und koordinierende Rolle der Raum­
ordnungspolitik herausgekommen, von der aus allein 
die regionalen Ausgleidismaßnahmen, die Förderung 
der Notstandsgebiete und die regionale W irtsdiafts­
politik begriffen werden können. Aus einem rein öko- 
nomisdi gefaßten Denken in M arktmodellen führt 
keine gängige Straße zu diesen Problemen und Auf­
gaben.

Der Ausgleidi, auf den in der Raumordnungspolitik 
bezogen wird, ersdieint in  versdiiedenen Formen; 
einmal als Gesiditspunkt des Gleidimaßes in der Be­
treuung des einzelnen Staatsbürgers. Das bedeutet in 
diesem Zusammenhang, daß grundsätzlidi jeder Staats­
bürger einen Ansprudi auf gleidiw ertige öffentlidie 
Leistungen hat. Diese Formulierung muß nodi etwas 
näher umsdirieben werden, da sie oft genug mißver­
standen wird. Denn mit ih r ist keine starre N ivellie­
rung gemeint, nidit etwa das Opernhaus oder die 
Lateinsdiule in jedem  Dorf. Aber es muß sidiergestellt 
sein, daß, im besdiadet wo sidi d er einzelne Staatsbür­
ger befindet, ihm der Zugang zu den öffentlidien Lei­
stungen gewährt wird, auf die er billigerweise An­
sprudi erheben darf: V erkehrsersdilossenheit, aus- 
reidiende Gestaltung der Versorgungswirtsdiaft, Sdiul- 
und allgemeines Bildungswesen, Gesundheitswesen 
mit ärztlidier Betreuung, Krankenhäuser, Heime usw. 
Er muß die Behörden, mit denen er im täglidien Leben 
zu tun hat, so erreidien können, daß ihm keine un­
tragbaren Entfernungen zugemutet werden. Man kann 
die Liste nodi erheblidi erweitern.

V e r b e s s e i n n g  d e r  I n f r a s t r u k t u r

Diese Forderungen zielen also auf eine Verbesserung 
der Infrastruktur, und wenn von Notstandsgebieten 
bzw. von struktursdiw adien Gebieten sdiledithin ge­
sprodien wird, so gehört zu dem Begriff der Struktur- 
sdiwädie zuerst eine mangelhafte Infrastruktur. Un­
genügende Infrastruktur ist ein Notstand. Daß die 
Besdiaffenheit der Infrastruktur audi w irtsdiaftlidi 
von großer Tragweite ist, w ird m ehr und mehr aner­
kannt. Sie ist ein ganz w iditiger Standortfaktor. Denn 
bei der weitgehenden Entmaterialisierung der Stand­
orte in einer fortgesdirittenen Volkswirtsdiaft, wie 
es die der Bundesrepublik ist, spielen für den Unter­
nehmer bei der W ahl eines neuen Standortes gerade 
die Gegebenheiten der Infrastruktur eine zunehmende 
Rolle: das Sdiulwesen, die M öglidikeiten der W eiter­
bildung, der Zugang zu sonstigen kulturellen Einridi­

tungen, der Stand der Versorgungseinriditungen und 
des Nahverkehrs; dies alles nidit so sehr im Hinblidc 
auf die Produktion seines Betriebes unmittelbar, 
sondern auf seine Belegsdiaft und deren Angehörige 
gestehen. Forderungen d er Hygiene, Vorhandensein 
von Bädern beispielsweise, gehören ebenfalls dazu. 
Kurz, eine Fülle von Einriditungen und Möglidikeiten, 
die eine nur auf den betriebsw irtsdiaftlidien Kalkül 
sehende W irtsdiaftstheorie niemals einbezieht, womit 
sie sidi einer umfassenden Gültigkeit ihrer Aussagen 
begibt.

Der m angelhaften Infrastruktur auf der einen Seite 
entspridit eine w irtsdiaftlidie Sdiwädie auf der ande­
ren: verfallende Agrarstruktur, Flurzersplitterung, 
ungesunde landwirtsdiaftlidie Betriebsgrößenverhält­
nisse und Siedlungsstruktur, sdiw adier Industriebesatz, 
relativ  hohe saisonale Arbeitslosigkeit und aus allem 
sidi ergebend: unzureidiende Einkommensverhältnisse 
und geringe Steuerkraft sind einige Kennzeidien.

SCHWIERIGE INTERNATIONALE KLASSIFIZIERUNG 
V ON NOTSTANDSGEBIETEN

Gewiß mag eine großräumige Betraditungsweise zu 
dem Sdiluß kommen, was h ier festgestellt und für 
n idit unbeträditlidie Gebiete der Bundesrepublik 
nadigew iesen werden kann, ist unbeträditlidi, wenn 
man sdion im EWG-Raum sidi umsieht und vergleidis- 
w eise süditalienisdie Gebiete heranzieht, obwohl audi 
diese Paradebeispiele dank zielbewußter regionaler 
W irtsdiaftspolitik m ehr und m ehr aufholen. Aber 
diese Betraditungsweise kann so nicht einfach hinge­
nommen werden.

Einmal erkennt selbst der EW G-Vertrag die Sonder­
lage des sogenannten Zonenrandgebietes an. H ier sind 
durch einseitige politische W illkürakte schwierige 
Situationen entstanden. Die Bundesregierung hat sidi 
seit langem bemüht, dem Zonenrandgebiet zu helfen. 
Daß es gerade hier noch abseitsliegende Gebiete gibt, 
die man auch heute als N otstandsgebiete bezeichnen 
kann, w ird immer wieder einmal durch Einzelberichte 
ins Gedächtnis gerufen. Es ist dabei vielfach ein Müde­
werden, daß auch die noch vorhandenen Chancen und 
Hilfen nicht mehr nutzt.

Zum anderen würde es zu völlig falschen V orstellun­
gen und verhängnisvollen Schlüssen führen, wenn man 
nach gewissen gleichen M erkmalen Notstandsgebiete 
international klassifizieren wollte. Denn einmal hängt 
eine Bewertung im internationalen Rahmen von dem 
allgemeinen Standard ab, den W irtschaft und Sozial­
leben des einzelnen Staates erreicht haben. Zum 
anderen ist ein nach gleichen Merkmalen erm ittelter 
Notstand doch unterschiedlich zu bewerten, je  nach 
der Lage des betroffenen Gebietes, ob er in einem 
Grenzland auftritt, das im Spannungsfeld großer welt­
anschaulicher und politischer Gegensätze liegt oder 
nidit, ob ein solches Gebiet in das ostwestliche Ge­
fälle einbezogen ist, das der Bevölkerungsbewegung 
in Deutschland ein so bedenkliches Aussehen verleiht.
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D ittrid i: „N otstandsgebiete" in der Bundesrepublik

Jedenfalls wird man aus all diesen Erwägungen sich 
hüten müssen, im supranationalen Bereidi vorsdinell 
Folgerungen für Zulässigkeit oder Niditzulässigkeit 
regionaler W irtsdiaftspolitik zu ziehen. H ier kommt 
das andere konstitutive Prinzip des Leitbildes der 
sozialen Raumordnung ins Spiel: Sicherheit.

Notstandsgebiete sind seit alters durdi Abwanderung 
der Bevölkerung diarakterisiert. Diese Abwanderung 
ist zwar wiederum begrenzt; denn eben weil sie sidi 
n id it unbesdiränkt auswirkt, weil eine Sdiollengebun- 
denheit, eine A nhänglidikeit an die Heimat sidi immer 
nodi durdisetzt, besteht ja  dodi der Notstand weiter, 
der in einer Übervölkerung im Verhältnis zur Trag­
fähigkeit zum Ausdrudc kommt. Es hat Zeiten gegeben, 
in denen man diese Abwanderung gewähren ließ, eben 
aus der Erwägung heraus, daß sid i in gewissem Um­
fang eine passive Sanierung der Notstandsgebiete 
vollziehen würde. Man hat gemeint, wo w irtsdiaft­
lich nidits mehr zu holen ist, da sollte audi w irtsdiafts­
politisdi n id it w eiter investiert werden. Diese Auf­
fassungen werden audi heute nodi vertreten. Ihre Be­
reditigung müßte aber von der Berüdcsiditigung aller 
Umstände abhängen und kann nidit einseitig nadi 
einer gegenwärtig nidit gegebenen Rentabilität be­
gründet werden. Und dann wird man von allgem einen 
und umfassenden Gesiditspunkten aus für die Bundes- 
republik zu einer anderen Auffassung kommen und 
entsprediende Forderungen aufstellen müssen.

SPANNUNGSVERHÄLTNIS:
BALLUNGSRÄUME — SCHWACH STRUKTURIERTE RÄUME

Die zitierten „Grundsätze“ der Bundesrepublik stellen 
die Raumordnungspolitik, und damit audi die regio­
nale Wirtschaftspolitik, in das Spannungsverhältnis 
Ballungsräume — schwach strukturierte Räume. Damit 
heben sie die Betrachtung und die Überlegungen über 
die Lösung dieses Spannungsverhältnisses auf eine 
höhere, allgemein politisdie Ebene. Es geht jetzt um 
die Frage, ob man einer fortschreitenden Vergröße­
rung dieser Spannungen tatenlos zusehen darf. Es 
geht nicht um Sympathie oder Antipathie zu den 
Ballungsräumen. Das wäre eine ganz grobe und un­
sinnige Verallgemeinerung. Es geht auch nicht darum, 
ob man das W ort „Ballung" schön findet oder nitiit. 
Das W ort „Ballung" ist völlig indifferent. Schön, gut, 
zweckmäßig oder nicht ist nur der Gebraudi, den man 
von dem W ort macht. All dies steht wirklich nicht zur 
Diskussion. Es geht um die ganz schlichte Frage: kann 
man das Abrutschen der deutschen Bevölkerung, ins­
besondere in der Bundesrepublik von Ost nach W est 
laufen lassen, soll man es, vielleicht unbewußt, noch 
unterstützen? Auch dann, wenn man dam it sdiwach 
strukturierte Gebiete zu wirklichen Notstandsgebieten 
werden läßt?

Die „Grundsätze" sagen es klar: man kann es nicht. 
Aber sie begründen diese Einstellung nicht eingehend. 
Das w ar auch nicht ihre Aufgabe. Die Begründung 
findet man, wenn man sich, möglichst unterstützt

durch eine Folge von Karten, die räumliche Vertei­
lung der deutschen Bevölkerung seit den dreißiger 
Jahren  vergegenwärtigt. Die ersten großen Impulse 
dieser V eränderungen sind sicherlich von einer ge­
waltsam en Politik mit V ertreibungen von Millionen 
ausgegangen. Diesen Ansatz m ußte die Raumord­
nungspolitik hinnehmen. Aber was sich dann abge­
spielt hat, nachdem diese gew altigen Wanderungen 
zu einer vorläufigen Ruhe gekommen waren, ist ganz 
in ihre Verantwortung gestellt.

D i e  B a l l u n g s r ä u m e

Von 1956 bis 1961 hat die Bevölkerung der Bundes­
republik um etwa 3 Mill. zugenommen. Das entspricht 
einer Zunahme von nicht ganz 6% . Von diesen 3 Mill. 
entfallen etw a 1,6 Mill. auf die bekannten 9 Ballungs­
räume der Bundesrepublik. W enn man diese Zahlen 
in Beziehung zur Fläche der Bundesrepublik setzt, be­
deutet dies, daß über die Hälfte der Bevölkerungs­
zunahme auf 14®/o des Bundesgebietes entfällt, da­
gegen 1,4 Mill., also nicht einmal die Hälfte der Bevöl­
kerungszunahme, auf 86 Vo des Bundesgebietes.

Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland
(in 1000 Einwohnern)

Position 25. 9. 1956 6. 6. 1961

insgesam t (ohne Berlin) 
davon in B allungsräum en

50 974.5 
21 471,8

53 975,6 
23 048,4

Das Gewicht der Ballungsräume verstärk t sidi also 
immer mehr, und das Bedenkliche dabei ist die räum­
liche V erteilung dieser Ballungsräume. Sie befinden 
sich vor allem im W esten der Bundesrepublik, ange­
lehnt an die Rheinachse, wie es schon in den Namen 
Rhein-Ruhr-Raum, Rhein-Main-'Raum, Rhein-Neckar- 
Raum zum Ausdruck kommt. Daß dieser Entwicklung 
beachtlidie ökonomische M omente zugrunde liegen, 
gerade auch in ihrer O rientierung an den Rhein, 
braucht nicht w eiter erörtert zu werden. Aber nur 
ökonomisch sind eben diese Vorgänge nicht zu be­
werten, und vor allem nicht einseitig mit der Blick- 
riciitung auf den Glanz dieser hochentwickelten Räume.

Steigt nämlich das Gewicht der Ballungsräume auf 
der einen Seite, so muß das Gewidit der anderen 
Räume entsprediend sinken. W enn sich audi absolut 
genommen das Niveau der schwachen Räume vom 
Ende des 2. W eltkrieges bis zur Gegenwart im Zuge 
der allgem einen Entwicklung gehoben hat, der Ab­
stand zu den hochentwickelten Räumen hat sich damit 
nicht verringert. Auf diesen Abstand aber kommt es 
an. Um so mehr, als im Gegensatz zu den Ballungs­
räumen sich die schwach strukturierten  Räume der 
Bundesrepublik vor allem in ihren östlichen Teilen, 
also im Vorfeld der westöstlichen Spannung, soweit 
sie das Gebiet d er Bundesrepublik berührt, befinden. 
Das mag ein nur ökonomisdies Denken ignorieren 
können, aber eine verantwortungsbewußte Raumord­
nungspolitik kann es nicht.
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D ittrid i; »N otstandsgebiete* in der Bundesrepublik

Nun weiß man aus der Gesdiidite, daß mit Edikten, 
Verordnungen, Gesetzen, ja  audi mit Zwangsmaßnah­
men radikale W endungen in großen säkularen Bewe­
gungen selten oder gar nidit gelingen. Und in gro­
ßen säkularen Bewegungen vollzieht sidi audi das 
Auf und Ab der räum lidien Sdiwerpunktsverteilun- 
gen, das Verhältnis von Stadt und Land, der V ertei­
lung des Gewerbes bzw. der Industrie.

NOTSTANDSGEBIETE UND SOZIALE AGRARPROBLEMATIK

Jedodi sind zur Beurteilung dieser Vorgänge eine 
Reihe von strukturellen W andlungen heranzuziehen, 
die zugleidi Ansätze für das politisdie Handeln ent­
halten.

Sieht man sidi die sdiw adi strukturierten, notleiden­
den Gebiete näher an, so sind sie in ihrer sdiwierigen 
ökonomisdien und sozialen Problematik in  erster 
Linie von der Landwirtsdiaft bestimmt. Einmal liegt 
diese Problematik in  den natürlidien Grundlagen be­
sdilossen: in sdilediten Böden, in den stark  hängigen 
M ittelgebirgslagen, in ungünstigen klim atisdien Be­
dingungen, sdilediten w asserw irtsdiaftlidien V erhält­
nissen u .a . H iergegen ist wenig auszuriditen. Zum 
ändern liegt sie in der agrarpolitisdien Problematik, 
und die ist nun manipulierbar, stößt aber von allem 
Anfang an auf gewaltige W iderstände versdiieden- 
ster Art. Ein Blidc auf den Grünen Plan mit seinen 
konservierenden und seinen editen reform erisdien 
Tendenzen zeigt den nodi nidit ausgetragenen Streit 
der Meinungen und Interessen. Die Ziffer 5 der 
.G rundsätze“ versudit, w esentlidie Gesiditspunkte 
eines agrarpolitisdien Reformprogramms, soweit es 
für die Raumordnungspolitik von Bedeutung sein 
kann, aufzufangen. W enn man nur den Programm­
punkt der Aufforstung von Grenzertragsböden her­
ausgreift, kann man verstehen, daß sidi w irklidi ein 
umfassender Strukturwandel in  der A grarpolitik darin 
durdisetzen will. Gegenüber einer Auffassung, die 
jedes Stüde Adcer als unantastbar und erhaltenswert 
ansah, muß der Gedanke, Grenzertragsböden der 
Landwirtsdiaft aufzugeben und der Forstwirtsdiaft zu 
überantworten, revolutionär wirken. Er stellt eine 
Umkehrung der Entwidclung, die früher von dem Aus­
greifen des Ackerlandes auf den W ald bestimmt war, 
dar. Aber diese Reformbestrebungen, dazu die Bestre­
bungen auf Abrundung von Betrieben zu gesunden 
Betriebsgrößen, auf Zusammenlegung von landwirt- 
sdiaftlidien Betrieben zu leistungsfähigen Einheiten, 
die dann erst w irklidi sinnvolle M edianisierung des 
landwirtsdiaftlidien Betriebes, sie haben dodi audi 
die Tendenz, A rbeitskräfte aus der Landwirtsdiaft 
freizusetzen, anders gesehen: M öglidikeiten einer Ab­
w anderung zu sdiaffen, damit also der passiven Sanie­
rung Spielraum zu geben.

Das Ergebnis würde dann in einer erneuten V erstär­
kung der Ballungstendenzen und in einer weiteren 
bevölkerungsmäßigen Sdiwädiung des Vorfeldes lie­
gen, gerade in den Vorgängen also, die man aus all­

gemein-politisdien Überlegungen eindämmen mödite. 
Zudem würde audi eine so verstandene passive Sanie­
rung in den sdiw adien Räumen die dort verbleibende, 
m ehr und m ehr isolierte Land- und Forstwirtsdiaft 
keineswegs stärken. Die strukturpolitisdien Aufgaben 
in den sdiw adien Räumen sind m it agrarpolitisdien 
Maßnahmen allein nidit zu lösen, sie verlangen, wie 
es die Ziffer 5 der „Grundsätze“ sagt, eine gewerb- 
lidie Strukturverbesserung, die zugleidi eine Auf­
fangstellung für die von der Landwirtsdiaft freige­
setzte Bevölkerung darstellt.

GEWERBLICHE STRUKTURVEHBESSERUNG

Das ist audi der Kern d er raumordnungspolitisdien 
Maßnahmen, die im Bunde vor allem von dem Inter­
ministeriellen Aussdiuß für Notsitandsgebiete (IMNOS) 
ausgehen. Der Einsatz der M ittel ist im Verhältnis 
zur Bedeutung der Aufgabe nidit so groß, wenn man 
nur die regional gezielten Maßnahmen in Betradit zieht, 
zu denen audi die Maßnahmen des IMNOS gehören. 
Sie liegen dann bei etwa 260 Mill. DM jährlidi. Es 
kommt viel darauf an, von den raum relevanten Aus­
gaben des Bundes, die vorsiditig geredinet bei etwa 
8 Mrd. DM im Jah r liegen, einen möglidist großen 
Teil durdi überlegte Koordinierung für die struktur­
sdiw adien Gebiete nutzbar zu madien.

Daß diesen Bemühungen durdiaus Erfolge zuteil wer­
den, haben die V erlagerungen industrieller Betriebe 
in den letzten Jahren  gezeigt. Sie haben von 1955 bis 
1960 nadi Erhebungen, die zudem nur d ie  betrieb­
lidien N iederlassungen mit mindestens 50 Beschäftig­
ten umfaßten, rund 259 000 Besdiäftigte erfaßt und 
sind in den letzten Jahren  dieses Zeitraumes vorwie­
gend in  die Gebiete gegangen, die m an als struktur- 
sdiw adi, als N otstandsgebiete in der eingangs ge­
gebenen Umsdireibung auffassen kann. Sie haben an 
Sdiwung in  dem M aße eingebüßt, als ausländisdie 
A rbeitskräfte das Arbeitsdefizit der Ballungsräume 
ausgeglidien und damit den Zwang, Standorte für 
neue Arbeitsplätze in den struktursdiw adien Räumen 
zu sudien und aufzubauen, aufgehoben haben.

Gerade diese Beispiele haben aber wiederum eins ge­
zeigt, wie beweglidi an sidi die moderne Industrie- 
w irtsdiaft dodi sein kann. Das hat sie sdion einmal 
w ährend des 2. W eltkrieges gezeigt. Sie beweist diese 
M obilität immer w ieder aufs neue. Es ist begreiflidi, 
daß sie lieber am alten Standort bleibt. Aber sie ist 
daran dodi nidit so gebunden, w ie in  der landläufigen 
Diskussion meist behauptet wird. Es w äre daher eine 
sehr notwendige Aufgabe, gerade im Hinblidc auf die 
h ier skizzierten Probleme der Raumordnungspolitik, 
unvoreingenommen die Standortsbindungen der Indu­
strie zu prüfen. V or allem sollte man dabei dem viel­
berufenen Argum ent der sogenannten Fühlungsvor­
teile ein besonders kritisdies Augenmerk zuteil wer­
den lassen. Daß die Industrie beweglidi sein kann, 
gibt der Raumordnungspolitik bei der Förderung 
sdiw adi strukturierter Räume und Notstandsgebiete 
ihre Chance.
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